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Norm

AVG 1950 845 Abs3
BDG 1979 §15b
B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs3 Satz2
1. AVG 1950 § 45 glltig von 01.09.1950 bis 31.01.1991wiederverlautbart durch BGBI. Nr. 51/1991

BDG 1979 § 15b heute

BDG 1979 § 15b gultig ab 01.01.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 153/2020

BDG 1979 § 15b gultig von 01.04.2020 bis 31.12.2020zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 112/2019
BDG 1979 § 15b gultig von 23.12.2018 bis 31.03.2020zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 102/2018
BDG 1979 § 15b gultig von 02.09.2017 bis 22.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 64/2016
BDG 1979 § 15b gultig von 01.08.2007 bis 01.09.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 53/2007
BDG 1979 § 15b gultig von 01.01.2007 bis 31.07.2007 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 129/2006
BDG 1979 § 15b gultig von 01.01.2007 bis 30.06.2006 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2004
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W129 2117015-1/7E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Einzelrichter Uber die Beschwerde
von XXXX, geb. XXXX, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Franz SCHARF, gegen den Bescheid der
Landespolizeidirektion NIEDEROSTERREICH vom 01.09.2015, ZI. P6/28542/2015-LPD NO, betreffend Feststellung von
Schwerarbeitsmonaten beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als
Einzelrichter Uber die Beschwerde von romisch 40 , geb. rémisch 40 , vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Franz
SCHARF, gegen den Bescheid der Landespolizeidirektion NIEDEROSTERREICH vom 01.09.2015, ZI. P6/28542/2015-LPD
NO, betreffend Feststellung von Schwerarbeitsmonaten beschlossen:

A) Der angefochtene Bescheid wird gemdl3 8 28 Abs. 3 zweiter SatzA) Der angefochtene Bescheid wird gemal
Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz

VwWGVG behoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die belangte Behdrde

zurlckverwiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Der nunmehrige Beschwerdefihrer steht in einem o6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis zum Bund und ist als
Exekutivbeamter beim Stadtpolizeikommando XXXX tatig.1. Der nunmehrige Beschwerdeflhrer steht in einem
offentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis zum Bund und ist als Exekutivbeamter beim Stadtpolizeikommando rémisch 40
tatig.

Mit Schreiben vom 28.03.2015 beantragte der nunmehrige Beschwerdeflhrer die Feststellung seiner bis dato

erworbenen Schwerarbeitsmonate.

2. Nach einem durchgefihrten Ermittlungsverfahren - die Ermittlungsergebnisse wurden jedoch nicht dem
Parteiengehor unterzogen - stellte die belangte Behdrde mit dem angefochtenen und im Spruch angefihrten Bescheid
fest, der Beschwerdeflihrer weise im Zeitraum ab dem der Vollendung seines 40. Lebensjahres folgenden
Monatsersten bis zum Einlangen seines Antrages folgenden Monatsletzten, das sei vom 01.04.1998 bis zum 31.08.2015
87 Schwerarbeitsmonate auf. Die genannte Anzahl von Schwerarbeitsmonaten sei im Zeitraum von April 1998 bis Juni
2005 durch den Beschwerdefiihrer geleistet worden. Im Zeitraum vom 01.07.2005 bis 31.08.2105 kénne ihm auf
Grund seiner Tatigkeit im Stadtpolizeikommando XXXX und der Arbeitsplatzbeschreibung keine Schwerarbeit
angerechnet werden, da keine a) ausreichende Anzahl von sechs Nachtdiensten (im Ausmal von mindestens sechs
Stunden zwischen 22:00 - 06:00 Uhr) in einem Kalendermonat im Wechseldienst oder b) Dienstverrichtung bei einer
Dienststelle mit tatsachlich Gberwiegender Tatigkeit im wachespezifischen AulRendienst zur Aufrechterhaltung der
offentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit nach dem Sicherheitspolizeigesetz im Sinne der Schwerarbeitsverordnung
geleistet worden seien.2. Nach einem durchgefihrten Ermittlungsverfahren - die Ermittlungsergebnisse wurden jedoch
nicht dem Parteiengehdr unterzogen - stellte die belangte Behtérde mit dem angefochtenen und im Spruch
angefuhrten Bescheid fest, der Beschwerdeflhrer weise im Zeitraum ab dem der Vollendung seines 40. Lebensjahres
folgenden Monatsersten bis zum Einlangen seines Antrages folgenden Monatsletzten, das sei vom 01.04.1998 bis zum
31.08.2015 87 Schwerarbeitsmonate auf. Die genannte Anzahl von Schwerarbeitsmonaten sei im Zeitraum von April
1998 bis Juni 2005 durch den Beschwerdeflhrer geleistet worden. Im Zeitraum vom 01.07.2005 bis 31.08.2105 kénne
ihm auf Grund seiner Tatigkeit im Stadtpolizeikommando rémisch 40 und der Arbeitsplatzbeschreibung keine
Schwerarbeit angerechnet werden, da keine a) ausreichende Anzahl von sechs Nachtdiensten (im Ausmal} von
mindestens sechs Stunden zwischen 22:00 - 06:00 Uhr) in einem Kalendermonat im Wechseldienst oder b)
Dienstverrichtung bei einer Dienststelle mit tatsachlich Gberwiegender Tatigkeit im wachespezifischen AuRendienst zur
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit nach dem Sicherheitspolizeigesetz im Sinne der
Schwerarbeitsverordnung geleistet worden seien.



3. Mit am 12.10.2015 eingebrachten Schreiben erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht Beschwerde gegen diesen
Bescheid und brachte im Wesentlichen vor, die dem Bescheidinhalt zugrundeliegenden Rechtsnormen seien falsch
angewendet worden; auch liege Rechtswidrigkeit infolge der Verletzung von Verfahrensvorschriften vor, insbesondere
da die der Entscheidung zu Grunde liegende Arbeitsplatzbeschreibung erst nach der seiner Betrauung mit dem
Arbeitsplatz erstellt worden und ihm nicht zur Kenntnis gebracht und somit sein Recht auf Parteiengehdr verletzt

worden sei.

Mit Schreiben vom 10.11.2015 Ubersendete die belangte die Beschwerde samt zugehdrigem Akt an das

Bundesverwaltungsgericht, wo das Konvolut am 11.11.2015 einlangte.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Es wird von dem unter |. festgestellten Verfahrensgang und Sachverhalt ausgegangenEs wird von dem unter rémisch
eins. festgestellten Verfahrensgang und Sachverhalt ausgegangen.

Im behordlichen Verfahren wurden notwendige Ermittlungen des Sachverhalts nur ansatzweise und unzureichend
gefuhrt. Ein abschlieBender Sachverhalt konnte nicht festgestellt werden.

2. Beweiswurdigung:

Der festgestellte Verfahrensgang ergibt sich aus dem von der belangten Behdrde vorgelegten Verwaltungsakt und aus
dem Gerichtsakt.

Die Feststellungen zum rechtserheblichen Sachverhalt - mit Ausnahme des Verfahrensganges - konnten aufgrund der
Aktenlage nicht erfolgen.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 Bundesverfassungsgesetz (B-VG) erkennen die Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden
gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Das Verwaltungsgericht des Bundes erkennt
gemal Art. 131 Abs. 2 B-VG Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer
eins, Bundesverfassungsgesetz (B-VG) erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit. Das Verwaltungsgericht des Bundes erkennt gemaR Artikel 131, Absatz
2, B-VG Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung

des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.

Gemal? 8 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels
materienspezifischer Sonderregelung besteht somit gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.Gemal3 Paragraph 6,
Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels materienspezifischer

Sonderregelung besteht somit gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) geregelt (8 1 leg.cit.). GemaB8& 58 Abs. 2 VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph 58, Absatz 2,
VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal’ Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles
sowie andere naher genannte (im vorliegenden Fall nicht relevante) Gesetze und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
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Verfahren Uber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles sowie andere ndher genannte (im vorliegenden Fall nicht
relevante) Gesetze und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen
sinngemal anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal’ § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht - soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behérde
gegeben findet - den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) zu Gberprufen. Daher
wird der Verfahrensgegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens durch die Grinde, auf die sich die
Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt und das Begehren in der Beschwerde begrenzt. Die Grinde, auf die sich die
Behauptung der Rechtswidrigkeit stlitzen kann, umfassen insbesondere Verfahrensfehler, materielle Rechtswidrigkeit
oder Unzustandigkeit der Behorde (siehe Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte 2013,
§ 27, K3). Somit erstreckt sich der Prifungsumfang des Bundesverwaltungsgerichts grundsatzlich auf die geltend
gemachten Beschwerdegrinde; dies bedeutet, dass dem Bundesverwaltungsgericht abseits der geltend gemachten
Beschwerdegriinde grundsatzlich keine amtswegige Prifung der objektiven RechtmaRigkeit der angefochtenen
Entscheidung obliegt (siehe Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte 2013, § 27, K6). Von
Amts wegen hat das Bundesverwaltungsgericht jedoch Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der den
angefochtenen Bescheid erlassenden Behdrde aufzugreifen; ebenso kann es eine relevante Verletzung der
Verfahrensvorschriften von Amts wegen aufgreifen (siehe Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der
Verwaltungsgerichte 2013, § 27, K2).Gemall Paragraph 27, VWGVG hat das Verwaltungsgericht - soweit es nicht
Rechtswidrigkeit wegen Unzusténdigkeit der Behdrde gegeben findet - den angefochtenen Bescheid auf Grund der
Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) zu Uberprifen. Daher wird der Verfahrensgegenstand des
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens durch die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt und
das Begehren in der Beschwerde begrenzt. Die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzen kann,
umfassen insbesondere Verfahrensfehler, materielle Rechtswidrigkeit oder Unzustandigkeit der Behdrde (siehe
Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte 2013, Paragraph 27,, K3). Somit erstreckt sich
der Prifungsumfang des Bundesverwaltungsgerichts grundsatzlich auf die geltend gemachten Beschwerdegrinde;
dies bedeutet, dass dem Bundesverwaltungsgericht abseits der geltend gemachten Beschwerdegriinde grundsatzlich
keine amtswegige Priafung der objektiven RechtmaRigkeit der angefochtenen Entscheidung obliegt (siehe
Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte 2013, Paragraph 27,, K6). Von Amts wegen hat
das Bundesverwaltungsgericht jedoch Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der den angefochtenen Bescheid
erlassenden Behdrde aufzugreifen; ebenso kann es eine relevante Verletzung der Verfahrensvorschriften von Amts
wegen aufgreifen (siehe Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte 2013, Paragraph 27,,
K2).

Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht die
Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemald § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn (1.) der maligebliche Sachverhalt feststeht oderGemaR Paragraph 28, Absatz 2,
VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn (1.) der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder

(2.) die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemald § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren tber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
auch bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde jedoch notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.Gemal Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG auch bei
Nichtvorliegen der Voraussetzungen dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behérde dem nicht bei der
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Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens
widerspricht. Hat die Behérde jedoch notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behdrde zurlickverweisen. Die Behdrde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Von der Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung konnte gemal3 8 24 Abs. 2 Z. 1 VwGVG Abstand genommen
werden, da bereits aufgrund der Aktenlage feststand, dass der angefochtene Bescheid aufzuheben war.Von der
Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung konnte gemald Paragraph 24, Absatz 2, Ziffer eins, VwGVG Abstand
genommen werden, da bereits aufgrund der Aktenlage feststand, dass der angefochtene Bescheid aufzuheben war.

Zu A) Zuruckverweisung der Beschwerde

8 15b Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979) lautet:Paragraph 15 b, Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG
1979) lautet:

"(1) Der Beamte ist auf seinen schriftlichen Antrag in den Ruhestand zu versetzen, wenn er zum Zeitpunkt der
Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand eine nach dem vollendeten 18. Lebensjahr zurlick gelegte
ruhegenussfahige Gesamtdienstzeit von 504 Monaten, davon mindestens 120 Schwerarbeitsmonate innerhalb der
letzten 240 Kalendermonate vor dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand, aufweist. Die
Versetzung in den Ruhestand kann dabei frihestens mit dem der Vollendung des 60. Lebensjahres folgenden
Monatsletzten in Anspruch genommen werden. Beamten, die die Anspruchsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der
Vollendung des 60. Lebensjahres oder danach erfillen, bleiben diese auch bei einer spateren Ruhestandsversetzung
gewahrt.

(2) Ein Schwerarbeitsmonat ist jeder Kalendermonat, in dem mindestens 15 Tage Schwerarbeit vorliegen. Die
Bundesregierung hat mit Verordnung festzulegen, unter welchen psychisch oder physisch besonders belastenden
Arbeitsbedingungen Schwerarbeit vorliegt.

(3) Der Beamte des Dienststandes, der sein 57. Lebensjahr vollendet hat, kann eine bescheidmaRige Feststellung der
Anzahl seiner Schwerarbeitsmonate zu dem dem Einlangen des Antrags folgenden Monatsletzten beantragen. Dieses
Antragsrecht wird mit Rechtskraft der Feststellung konsumiert.

(4) 8 15 Abs. 2 bis 4 ist sinngemal3 anzuwenden.'{4) Paragraph 15, Absatz 2 bis 4 ist sinngemal3 anzuwenden."

8 1 der Verordnung der Bundesregierung Uber besonders belastende Berufstatigkeiten lautetParagraph eins, der
Verordnung der Bundesregierung Uber besonders belastende Berufstatigkeiten lautet:

"8 1. Die Verordnung der Bundesministerin flr soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz Uber
besonders belastende Berufstatigkeiten samt Anlage, BGBI. II Nr. 104/2006, (Schwerarbeitsverordnung), ist auf Beamte
und Bundestheaterbedienstete mit den MalRgaben anzuwenden, dass"8 1. Die Verordnung der Bundesministerin fur
soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz Uber besonders belastende Berufstatigkeiten samt Anlage,
Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 104 aus 2006,, (Schwerarbeitsverordnung), ist auf Beamte und Bundestheaterbedienstete
mit den MaRgaben anzuwenden, dass

1. unter Arbeitsbereitschaft im Sinne des 8 1 Abs. 1 Z 1 jede in § 50 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes angefihrte
Form der Bereitschaft sowie vergleichbare Formen der Bereitschaft zu verstehen sind;1. unter Arbeitsbereitschaft im
Sinne des Paragraph eins, Absatz eins, Ziffer eins, jede in Paragraph 50, des Beamten-Dienstrechtsgesetzes angeflihrte
Form der Bereitschaft sowie vergleichbare Formen der Bereitschaft zu verstehen sind;

2. ein Schwerarbeitsmonat dann vorliegt, wenn eine oder mehrere besonders belastende Tatigkeiten im Sinne des § 1
Abs. 1 der Schwerarbeitsverordnung mindestens in der Dauer von 15 Kalendertagen in einem Kalendermonat
ausgelbt wurden. Dienstfreie Zeiten, wahrend der kein Anspruch auf Monatsbezug besteht, bleiben dabei auRer
Betracht;2. ein Schwerarbeitsmonat dann vorliegt, wenn eine oder mehrere besonders belastende Tatigkeiten im Sinne
des Paragraph eins, Absatz eins, der Schwerarbeitsverordnung mindestens in der Dauer von 15 Kalendertagen in
einem Kalendermonat ausgelbt wurden. Dienstfreie Zeiten, wahrend der kein Anspruch auf Monatsbezug besteht,
bleiben dabei auBer Betracht;

3. anstelle der Meldung der Schwerarbeitszeiten nach § 5 an den Krankenversicherungstrager die
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Schwerarbeitsmonate nach Z 2 von den Dienstbehérden bzw. von den personalfiihrenden Stellen
automationsunterstitzt zu verarbeiten sind;3. anstelle der Meldung der Schwerarbeitszeiten nach Paragraph 5, an den
Krankenversicherungstrager die Schwerarbeitsmonate nach Ziffer 2, von den Dienstbehérden bzw. von den
personalfihrenden Stellen automationsunterstitzt zu verarbeiten sind;

4. als Schwerarbeit auch Tatigkeiten mit erhéhter Gefahrdung gelten, bei denen das tatsachliche regelmaRige Risiko fur
Leib und Leben im Einsatz die Grenze von allgemein akzeptierter Gefahr in erheblichem Ausmal3 Ubersteigt. Als solche
gelten ausschlieBlich Tatigkeiten von

a) Exekutivorganen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes nach dem Sicherheitspolizeigesetz (SPG),BGBI. Nr. 566/1991,
die zumindest die Halfte ihrer monatlichen Dienstzeit tatsachlich als wachespezifischen Aulendienst zur
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit ausiiben, unda) Exekutivorganen des offentlichen
Sicherheitsdienstes nach dem Sicherheitspolizeigesetz (SPG), Bundesgesetzblatt Nr. 566 aus 1991,, die zumindest die
Halfte ihrer monatlichen Dienstzeit tatsachlich als wachespezifischen AuRendienst zur Aufrechterhaltung der
offentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit ausiiben, und

b) Soldaten wahrend eines Auslandseinsatzes nach dem Bundesverfassungsgesetz Uber Kooperation und Solidaritat
bei der Entsendung von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBI. | Nr. 38/1997, sofern der Anteil
des AuBendienstes im Rahmen des Auslandseinsatzes dem nach lit. a malRgebenden entspricht."b) Soldaten wahrend
eines Auslandseinsatzes nach dem Bundesverfassungsgesetz Uber Kooperation und Solidaritdt bei der Entsendung
von Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 1997,, sofern der
Anteil des AuRBendienstes im Rahmen des Auslandseinsatzes dem nach Litera a, maRgebenden entspricht."

Die belangte Behorde fuhrte ein Ermittlungsverfahren durch und legte die Ergebnisse dieses Verfahrens - die in der
Beschwerde genannte Arbeitsplatzbeschreibung - dem Beschwerdefihrer nicht zur Stellungnahme vor, obwohl aus
dem Akt hervorgeht, dass intern ausdricklich angeregt wurde, gemeinsam mit dem Beschwerdefihrer die von diesem
behaupteten AulRendienstleistungen auf Grundlage der jeweiligen Arbeitsplatzbeschreibungen zu verifizieren bzw. zu
widerlegen. Damit verletzte die belangte Behdrde das Recht des Beschwerdefuhrers auf Parteiengehdr und nahm ihm
die Moglichkeit zu der von der belangte Behdrde herangezogenen Arbeitsplatzbeschreibung Stellung zu nehmen und
diese Stellungnahme des Beschwerdeflihrers ebenfalls der Bescheiderlassung zu Grunde zu legen. Dies bzw. die
bereits intern erfolgte Anregung, gemeinsam mit dem Beschwerdefiihrer die von diesem behaupteten
AuBendienstleistungen auf Grundlage der jeweiligen Arbeitsplatzbeschreibungen zu verifizieren bzw. zu widerlegen,
wird im fortgesetzten Verfahren nachzuholen sein.

Eine Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen gemal3 §
28 Abs. 3, 2. Satz VWGVG kommt bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungsliicken in Betracht,
insbesondere dann, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn
sie zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhalts lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR
ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehoérde
(etwa schwierige) Ermittlungen unterlieB, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden
(VWGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063). Fallbezogen liegen besonders schwerwiegende Mangel des behordlichen
Verfahrens bei der Ermittlung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes im diesem Sinne vor.Eine Zurickverweisung
der Sache an die Verwaltungsbehérde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen gemal Paragraph 28, Absatz 3, 2,
Satz VWGVG kommt bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungsliicken in Betracht, insbesondere dann,
wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
mafRgebenden Sachverhalts lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt
hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehoérde (etwa schwierige)
Ermittlungen unterliel3, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (VwWGH 26.06.2014, Ro
2014/03/0063). Fallbezogen liegen besonders schwerwiegende Méngel des behdrdlichen Verfahrens bei der Ermittlung
des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes im diesem Sinne vor.

Es kann nicht gesagt werden, dass die unmittelbare Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht bei einer
Gesamtbetrachtung zu einer - erheblichen - Ersparnis an Zeit und Kosten fihren wirde. Vor dem Hintergrund
verwaltungsékonomischer Uberlegungen und der Effizienzkriterien des & 39 Abs. 2 AVG war daher - da nach dem oben
Ausgefuhrten besonders gravierende Mangel des behdrdlichen Verfahrens vorliegen - von der Moglichkeit des
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Vorgehens nach 8§ 28 Abs. 3, 2. Satz VwWGVG Gebrauch zu machen und der angefochtene Bescheid an die belangte
Behorde zur Durchfihrung der genannten Ermittlungen und Erlassung eines neuen Bescheides zurlickzuverweisen.Es
kann nicht gesagt werden, dass die unmittelbare Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht bei einer
Gesamtbetrachtung zu einer - erheblichen - Ersparnis an Zeit und Kosten fihren wirde. Vor dem Hintergrund
verwaltungsékonomischer Uberlegungen und der Effizienzkriterien des Paragraph 39, Absatz 2, AVG war daher - da
nach dem oben Ausgefiihrten besonders gravierende Mangel des behdrdlichen Verfahrens vorliegen - von der
Moglichkeit des Vorgehens nach Paragraph 28, Absatz 3, 2, Satz VwGVG Gebrauch zu machen und der angefochtene
Bescheid an die belangte Behérde zur Durchfiihrung der genannten Ermittlungen und Erlassung eines neuen

Bescheides zurlickzuverweisen.

Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass die Verwaltungsbehdérde (lediglich) an die rechtliche Beurteilung
des gemaR § 28 Abs. 3, 2. Satz VwWGVG aufhebenden und zurilickverweisenden Beschlusses des Verwaltungsgerichtes
gebunden ist (s. § 28 Abs. 3, 3. Satz VWGVG); durch eine Zurlckverweisung nach § 28 Abs. 3, 2. Satz VWGVG tritt das
Verfahren aber in die Lage zurlck, in der es sich vor Erlassung des aufgehobenen Bescheides befunden hatte (Wirkung
der Aufhebung ex tung, s. Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013) Anm. 14 zu § 28 VWGVG; vgl. auch
VwWGH 22.05.1984, ZI. 84/07/0012), sodass die belangte Behdrde das im Rahmen des Beschwerdeverfahrens erstattete
weitere Parteivorbringen zu berlcksichtigen haben wird, dass dieses Vorbringen erganzt bzw. vervollstandigt wird.Der
Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass die Verwaltungsbehorde (lediglich) an die rechtliche Beurteilung des
gemal Paragraph 28, Absatz 3, 2, Satz VwGVG aufhebenden und zurlckverweisenden Beschlusses des
Verwaltungsgerichtes gebunden ist (s. Paragraph 28, Absatz 3, 3, Satz VwWGVG); durch eine Zuruckverweisung nach
Paragraph 28, Absatz 3, 2, Satz VwWGVG tritt das Verfahren aber in die Lage zurlck, in der es sich vor Erlassung des
aufgehobenen Bescheides befunden hatte (Wirkung der Aufhebung ex tunc, s. Fister/Fuchs/Sachs,
Verwaltungsgerichtsverfahren (2013) Anmerkung 14 zu Paragraph 28, VWGVG; vergleiche auch VwWGH 22.05.1984, ZI.
84/07/0012), sodass die belangte Behdrde das im Rahmen des Beschwerdeverfahrens erstattete weitere
Parteivorbringen zu berucksichtigen haben wird, dass dieses Vorbringen erganzt bzw. vervollstandigt wird.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemald §8 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz (VWGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemafd Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz (VWGG) hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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